DER STAATSANWALT ENTSCHULDIGTE SICH. 


Von Pfarrer Gerhard Lindner, ehemaligem Seelsörger der deutschen „Kriegsverbrecher” in Frankreich 


„Es ist ein Gesetz unserer Zeit, daß eine verfolgte Menschen- 
gruppe, kaum daß sie von ihren Unterdrückern befreit worden 

ist, ihrerseits beginnt zu unterdrücken.” 
Francois Mauriac im „Figaro‘”’ vom 16. 11. 1950. 
jm November 1949 besuchte ich das Gefängnis in Lyon, in dem 
noch heute deutsche „Kriegsverbrecher“ gefangen gehalten wer- 
den. Dabei hatte ich ein erschütterndes Erlebnis, das mich eine 
ganze Nacht lang nicht losließ. Ich trat in eine halbdunkle Zelle, 
in der ein menschliches Wesen verkrümmt auf einem schmutzigen 
Strohsack lag. Es war der „Kriegsverbrecher“ Otto Albert. Er 
war bei den Kämpfen um den Monte Cassino nach einem Granat- 
einschlag verschüttet worden und litt seitdem unter epileptischen 
Anfällen. Bis zu zehnmal am Tag wälzte er sich, wie mir gesagt 

wurde, in Zuckungen am Boden. 


Dieses menschliche Wrack hatte zu- 
gegeben, einen französischen Wider- 
standskämpfer auf Befehl seines Leut- 
nants erschossen zu haben. „Sie hätten 
den Mann ja nicht zu erschießen brau- 
chen“, sagte der französische Ankläger 
während der Gerichtsverhandlung. ‚Ihr 
Leuinant war ja nicht mehr dabei.“ 

Albert hatte mich zu sich gebeten,. 
weil ich ihm das Abendmahl reichen 
sollte. Als ich ein paar Minuten bei 
ihm war, sagte er: „Haben Sie eine 
Zigarette, Herr Pfarrer?“ Ich hatte nur 
etwas losen Tabak in der Tasche. „Wenn 
Sie Papier zum Drehen haben, kann 
ich Ihnen etwas Tabak geben“, sagte 
ich. Mit seinen abgezehrten, nervösen 
Fingern drehte sich Albert dann fast 
gierig die Zigarette 

Albert war wegen Mordes zum Tode 
verurteilt worden. Und zwar hatte der 
Ankläger den Richtern zu bedenken ge- 
geben, daß der Epileptiker Albert, falls ' 
ihn das Gericht zu ciner Zeitstrafe ver- 
urteilte, dem Gefängnis-Hospital auf 
Jahre hinaus nicht abreißende Kosten 
verursachen würde. Infolgedessen war 
die Todesstrafe die zweckmäßigste. 

In diesem armen, wirklich armen 
menschlichen Gestell Otto Albert er- 
blickte ich die ganze Fragwürdigkeit 
französischer „Kriegsverbrecher“ - Ju- 


stiz. Daß Albert im Frühjahr 1951 über- als.. Unteroffizier 


PFARRER GERHARD LINDNER 


..1904 geboren, von 1930 bis 1934 Missionar 
in Neu-Guinea, geriet im Dezember 1944 
eines 


Lebensmittelpäckchen versorgt. Bei den Deutschen fiel das alles 
aus. Es wurde ihnen lediglich erlaubt, zwei oder drei Briefe im 
Monat nach Hause zu schreiben. Die Briefe wurden zensiert, Das 
Porto hatten die Gefangenen selbst zu tragen.*) 

Im Jahre 1948 gab-es noch keine deutschen und nur wenige 
französische Wahlverteidiger. Auch die Rechtsschutzstelle in Bonn 
bestand noch nicht. Soweit französische Offizialverteidiger ge- 
stellt worden waren, waren es zumeist blutjunge Anwälte, die 
mit einem ganz geringen Entgelt zufrieden sein mußten. Begreif- 
lich, daß ihr berufliches Interesse nur gering war, abgesehen Javon, 
daß es unter Umständen ihrer Karriere schaden konnte, wenn 
sie einen „boche“ verteidigten. Und doch muß anerkannt werden, 
daß es schon unter diesen Offizialver- 
teidigern Männer gab, die sich ganz 
für die Gefangenen einsetzten. 

Wir bemühten uns damals um cine 
enge Zusammenarbeit mit dem Evan- 
gelischen Hilfswerk und der „Caritas“. 
Durch ihre Vermittlung gelangten Le- 
bensmittelsendungen in die ' Gefäng- 
nisse. Eine Patenschaftsaktion, die ich 
gestartet hatte, wurde dadurch unter- 
stützt und darüber hinaus die Mitte! 
beschafft, um den Gefangenen eine 
ordentliche Verteidigung zu ermöglichen. 

Mit den ersten Geldmitteln (von 
evangelischer Seite allein wurden im 
Laufe der Jahre Millionenbeträge an 
Franken aufgewendet) gelang es. zwei 
namhafte Pariser Anwälte, die Herren 
Pascal und De la Pradelle, als Vertei- 
diger zu gewinnen. Danach erhielten 
wir auch von den einzelnen deutschen 
Länderregierungen Geld für die juri- 
stische Betreuung der Gefangenen. 

Mir ist noch gut in Erinnerung, wie 
der erste deutsche Verteidiger nach 
Frankreich kam. Es war Protessor 
Schwinge aus Marburg. Er bat uns De- 
scheiden darum, seine Fahrtkosten er- 
setzt zu erhalten. Er fuhr damals zu 
einem Prozeß nach Bordeaux, lebte in 
billigen Gasthäusern und war bemüht, 
in Anbetracht unserer beschränkten 
Mittel so wenig Kosten als möglich zu 
machen. 

Landesschützen- Im allgemeinen waren - dus Ist 


raschend begnadigt und nach Hause 
entlassen wurde, beweist diese Frag- 
würdigkeit nur. 

Nach meinen informationen sind 
heute nocn 376 Leidensgenossen Alberts 
in Frankreich eingekerkert. Sie befin- 
den sich, zahlenmäßig aufgeschlüsselt, 
in folgenden Gefängnissen: Fresnes (5), 
Loos (146), Bordeaux (65), Cormeilles 
bei Paris (25), Liancourt (5), Marseille 


(35), Lyon (20), Metz (60) und in provi- 


sorischer Freiheit in Paris (15). 

Ich muß beschämt gestehen, daß ich 
mich erst ab Frühjahr 1948 um das 
Schicksal dieser Unglücklichen, deren 
Zahl damal® noch weit größer war als 
heute, zu bekümmern begann. Allerdings 


war ich bis dahin durch die seelsorgerische Arbeit in den Kriegs- 


gefangenenlagern stark beansprucht. 


Im Jahre 1949 erhielt ich die generelle Erlaubnis zum Besuch 


Bataillons im Saargebiet in amerikanische 
Gefangenschaft. Die Amerikaner über- 
gaben ihn den Franzosen, und Lindner kam 
in das loger Thor&ee bei Le Mans. Von 
dort wurde er im Mai 1946 cls Sach- 
bearbeiter für die Seelsorge in den Kriegs- 
gefangenenlagern beim französischen Feld- 
bischof nach Paris berufen. Ab Dezember 
1948, nach Auflösung der Lager, war Lind- 
ner in seiner gleichzeitigen Eigenschaft als 
Delegierter der ökumenischen Kommission 
der protestontischen Weltkirche 
Seelsorger deutscher „Kriegsverbrecher” 
in Frankreich. 


in Genf‘ 


meine Auffassung — französische Ver- 
teidiger deutschen Verteidigern vorzu- 
ziehen. Sie waren nicht durch sprach- 
liche Uebermittlungsschwierigkeiten be- 
hindert und kannten die Mentalität der 
französischen Richter. Den deutschen 
Verteidigern schlug von vornherein das 
Mißtrauen der französischen Oeffent- 
lichkeit entgegen. Natürlich wurden sie 
von den Gefängenen bevorzugt, da sie 
sich mit ihnen in ihrer Muttersprache 
unterhalten und daher leichter anver- 
trauen konnten. 

Es war jedoch häufig zu überlegen. 
ob es mit Rücksicht auf die Stimmung 
in der französischen Bevölkerung tiber- 
haupt ratsam sei, einen deutschen Ver- 
teidiger auftreten zu lassen. Sehr oft 


hatten nämlich die Gerichtsverhandlungen, die mit Vorlieve an 


den Tatorten oder am Jahrestag der Tat durchgeführt wurden, 


den Charakter von Schauprozessen. 


sämtlicher französischer Gefängnisse, in denen sich deutsche 
„Kriegsverbrecher“ befanden. Es wurde mir jetzt auch gestattet, 
mich mit den Gefangenen ohne Zeugen zu unterhalten. 

Hierbei waren mein katholischer Kollege, Pater Brass, und ich 
uns völlig im klaren darüber, daß wir zu Menschen, die sich in 
höchster seelischer und materieller Not befanden, nicht allein mit 
dem billigen Trost kommen konnten: „Hoff auf den lieben Gott“, 
sondern daß wir versuchen mußten, ihnen in jeder Hinsicht zu 
helfen, was auch die Juristische Seite einschloß. 

In matcrieller Beziehung waren die deutschen „Kriegsver- 
brecher“ damals weitaus schlechter gestellt als die französischen 
Zuchthäusler, mit denen sie häufig zusammengewürfelt waren. 
Die französischen Strafgefangenen empfingen Besuche, bekamen 
Geldüberweisungen und wurden von ihren Angehörigen mit 


12 


In Haft genoinmen und verurteilt wurden „Kriegsverbrecher“ 
auf Grund einer französischen Sondergesetzgebung. An fangs durch 
eine Verordnung der französischen Algier-Regierung de Gaulles 
vom 28. August 1944 und heute durch ein Gesetz der französischen 
Nationalversammlung vom 15 September 1948, das sogenannte 
September-Gesetz oder die „Lex Oradour“, 

Die Rechtmäßigkeit der Anwendung zumindest der Algier- Ver- 
ordnung war fraglich. Abgesehon davon, daß sie sich verfassungs- 
mäßig nicht auf eine legale Gesetzgebungsfunktion berufen kann, 
da 1944 die französische Verfassung von 1875. die keine Bestrafung 
von .Kriegsverbrechern vorsah. keineswegs außer Kraft geselzt 
\ *) Heute gibt die Bundesregierung tür den persönlichen Bedarf sedes 
in Frankreich inhaitierten „Kriegsverbrechers“ monatlich 100 Franken 
aus (12,— DM). Papier und Brielporto allein kosten duürehschniitlieh 509 
Franken im Monat. 


war, widersprach sie auch dem im Jahre 1940 zwischen der Reichs- 
regierung und der Regierung Pe&tain ab?eschlossenen Waffen- 
stillstandsabkommen. Nach Artikel 10 dieses Abkommens war 
jeder Franzose, der die Waffen gegen Deutsche erhob, als Frei- 
schärler zu behandeln. n 

Nach den Bestimmungen des Artikels 5 der Verordnung von 
1944 in Verbindung mit dem Artikel 5 des September-Gesetzes*) 
müssen vier der sechs Beisitzer der Gerichte ehemalige Ange- 
hörige der Widerstandsbewegung gewesen sein. Da es möglich 
ist, daß alle sechs Beisitzer und sogar der Präsident des Gerichts 
selbst, der ein Berufsrichter sein muß, Widerständler sind, ist 
die zum Urteil erforderliche Mehrheit von 5:2 Stimmen in den 
meisten Fällen unschwer zu erreichen. 

Obwohl sich diese Gerichte „Militärgerichte“ nennen, bestehen 
sie zumeist aus militärischen Laien. Das drückt sich häufig in der 
unverständlichen Härte der Urteile aus. Daß echte Militärs ein- 
sichtiger urteilen, wird dadurch bewiesen, daß bisher kein ein- 
ziger deutscher General in Frankreich zum Tode verurteilt wurde. 
Generale werden nämlich durch besondere Generals-Gerichte ab- 
geurteilt. Dabei kommt es vor, daß ein General als Befehlsgeben- 
der mit einer verhältnismäßig milden Strafe davonkommt oder 
sogar freigesprochen wird, während der, der denselben Befehl 
ausgeführt hat, zu einer hohen Zuchthausstrafe oder gar zum 
Tode verurteilt wird. 

Ein Beispiel dafür ist der Fall des Majors Grauert. Auf An- 
ordnung Grauerts war die Stadt Geradmer zerstört worden. 
Grauert erhielt deswegen 15 Jahre und, nach Kassation, 5 Jahre 
Zuchthaus. Er hatte aber nichts weiter getan, als einen Befehl, 
für den die Generale Schiele und Petersen verantwortlich zeich- 
neten, weitergegeben. Beide Generale wurden von einem Gene- 
ralsgericht freigesprochen. 

Der Untersuchungsrichter ist häufig ein Widerständler. Nach 
dem September-Gesetz von 1948 wird von vornherein eine Schuld 
vermutet. Der „Kriegsverbrecher“ wird auf Grund allgemeiner, 
vager Verdachtsgründe oder kollektiver Anschuldigung verhaftet. 

Nach der Verhaftung beginnt gewöhnlich erst die Untersuchung. 
Die Photographie des Angeschuldigten wird in der Presse ver- 
öffentlicht oder in dem Ort, in dem er sein „Verbrechen“ be- 
gangen haben soll, öffentlich ausgehängt. Die Bevölkerung wird 
aufgefordert, Belastungsmaterial zu liefern. Was an Belastungs- 
material hereinkommt, wird protokollarisch festgehalten und 
dient als wesentliche Grundlage der Untersuchung und, später, 
der „Rechtsprechung“. 

Häufig werden Belasteter und Belastungszeuge nicht einmal 
einander gegenübergestellt. Wo es geschieht, geht es in der Regel 
so vor sich: Der Belastete wird allein in das Untersuchungs- 
zimmer geführt, wo sich der Untersuchungsrichter und der meist 
schon vorher vernommene und — vereidigte Zeuge befinden. Der 
Untersuchungsrichter fragt den Zeugen: ‚Ist das der Mann?“ 
In den weitaus meisten Fällen antwortet der bereits vorher auf 
seine Aussage festgelegte Zeuge mit „Ja“. 

Einem Pariser Anwalt ist folgendes passiert: Er befindet sich 
zusammen mit dem Untersuchungsrichter und dem Belasteten 
in einem Raum, als der Belastungszeuge hereingeführt wird. 
Der sieht sich kurz die drei Anwesenden an, stürzt dann auf den 
Anwalt zu, ruft: „Du Schwein bist es gewesen!“ und haut ihm 
mit ausgestreckter Hand an die Backe. 

Im Gegensatz dazu, daß selbst die zweifelhaftesten französi- 
schen Zeugenaussagen gewertet werden, wird vor deutschen 
Gerichten abgegebenen entlastenden Zeugenaussagen nur ge- 
ringe Bedeutung beigemessen. 

Was der Untersuchungsrichter an Belastungsmaterial zusam- 
menbringt, faßt er im Untersuchungsergebnis, dem „Schluß- 


*%) Die „Lex Oradour“ wurde auf Anregung der Ueberlebenden der Opfer 
eines SS-Massakers in der Ortschaft Oradour von dem Senator Charlet 
ausgearbeitet. Bis dahin bot das französische Recht, abgesehen von der 
Algierverordnung, keine Handhabe, das Verbrechen von Oradour zu 
sühnen. Trotz rechtlicher Bedenken beschlossen die französische Natio- 
nalversammlung und der Rat der Republik das Gesetz einstimmig. Ab- 
geordneter Julien sagte in der Debatte: „Das legitime Bemühen, die 
Verbrechen des Hitler-Regimes zu bestrafen, darf nicht dazu verleiten, 
daß wir unsererseits ein Opportunitätsrecht schaffen, da dieser Weg zu 
den gleichen Auswüchsen führen wird, die wir vorgeben, bestrafen zu 
wollen.“ 


bericht“ oder Ger „ordonnance de transmission“, zusammen. 
Diesen Bericht übernimmt der Ankläger fast wörtlich als An- 
klageschrift („acte d’accusation“). 


Der Beschuldigte kann erst nach Abschluß der Voruntersuchung 
seinen „Einspruch“ („opposition“) anmelden. Der „Einspruch“, der 
juristisch aufgesetzt werden muß, erfolgt oft erst Jahre nach 
der Festnahme, da sich die Voruntersuchung gewöhnlich so 
lange hinschleppt. Die ungewöhnlich lange Dauer der Vorunter- 
suchung läßt die Absicht vermuten. daß cinmal ein Teil der 
Strafe vorweggensammen und zum anderen das Gericht ge- 
zwungen werden soll, die lange Voruntersuchung auch wirklich 
durch eine Strafe zu rechtfertigen. 

Gegen das nach Ablehnung der „opposition“ gefällte Urteil 
besitzt der Verurteilte das Rechtsmittel der „cassation“, das etwa 
einem Antrag auf Wiederaufnahme des Verfahrens entspricht. 
Dieser Antrag stützt sich jedoch lediglich auf Verfahrensmängel 
oder Gesstzesübertretungen, die etwa vorgekommen sein können. 

Das Urteil wird dem Verurteilten in Abwesenheit des Gerichtes 
zugestellt. Zu dieser Regelung war man gekommen, nachdem bei 
einer Gerichtsverhandlung in Bordeaux aus dem Zuschauerraum 
heraus auf den Angeklagten geschossen worden war. Die Richter 
wollten vermeiden, Opfer derartiger Haßausbrüche zu werden. 
Eine Begründung des Urteils erfährt der Verurteilte nicht, wes- 
halb er, sofern die „cassation“ abgelehnt wird, nur noch auf 
Begnadigung hoffen kann. 

Ich‘habe oftmals den Eindruck gehabt, als ob der als „Kriegs- 
verbrecher“ beschuldigte Deutsche in eine furchtbare Maschinerie 
geraten sei. Ihr Getricbe sind die Polizei, der Untersuchungs- 
richter, der Gerichtsdolmetscher, der, wie beispielsweise der Dol- 
metscher Daniel in Bordeaux, oft willkürlich dolmetscht und 
schließlich das Gericht. 


Nachdem der Angeklagte jahrelang in den Untersuchungsgefäng- 
nissen körperlich und seelisch zermuürbt, mit Herziciden, Masen- 
und Kreislaufstörungen behaftet ist und unter Zahnerkrankun- 
gen leidet, die durch die einseitige Kost verursacht werden, wird 
er schließlich von der Maschine als menschliches Wrack mit einem 
Gnadenerweis ausgestoßen, so wie es mit dem „Kriegsverbrecher“ 
Otto Albert geschah. 


Motor dieser Justizmaschine ist cine von der Presse auf- 
geputschte Oeffentlichkeit. Bercits lange vor der Verhandlung 
erscheinen Presseberichte, in denen von „Bestien“, „Meuchel- 
mördern“ und „Ungeheuern“ die Rede ist. Es wird ein hartes 
Urteil gefordert. 

Im Gerichtssaal melden sich plötzlich Zeugen, die nicht geladen 
sind und auch nichts mit der Sache zu tun haben, aber trotzdem 
„a titre d’information“ (zur Unterrichtung) gehört werden. Diese 
Zeugen verbreiten sich allgemein über die Leiden der Wider- 
standsbewegung und die Unmenschlichkeit der Deutschen. Sie 
gestikulieren und reißen mit ihren wilden Reden das im Saal 
anwesende Publikum mit. Auf diese Weise wird „opinion pu- 
blique“ (öffentliche Meinung) gemacht. Das Ergebnis ist, daß 
sich, wie in einem Falle, der mir in Erinnerung ist, ein Staats- 
anwalt bei einem Verurteilten wegen der Höhe der Strafe ent- 
schuldigte. „Was kann ich machen“, sagte er, „die öffentliche 
Meinung fordert, daß Sie verurteilt werden; das Gericht muß 
sich fügen.“ 

Ich bin noch heute der Auffassung, daß sich der deutsche Sol- 
dat in Frankreich im allgemeinen sehr anständig betragen 
hat. Daß es — wie ich zugebe — zu nicht immer gerechtfertigten 
Härten kam, lag nicht zuletzt an der Haltung der französischen 
Widerstandsbewegung, besonders gegen Kriegsende. Selbst ich als 
Christ habe mir einmal. als ich nach einem Anschlag auf einen 
deutschen Urlauberzug eine Anzahl Kameraden in ihrem Blut 
liegen sah, gewünscht: „Wenn wir die Kerle nur jetzt zu fassen 
kriegten...“ 

Französische Bekannte wollten mir einmal die Taten der fran- 
zösischen Widerstandsbewegung vor Augen führen und nahmen 
mich in einen Film mit, der über die Widcerstandsbewegung 
gedreht worden war. Folgende Szene aus diesem Film steht noch 
heute handgreiflich vor mir: Ein älterer deutscher Landser schiebt 
treu und brav seinen Posten. Es ist Nacht. Ein paar Zivilisten 
nähern sich. Der Landser denkt sich: Na, das sind Zivilisten, 
dreht sich um und schiebt seine Runde weiter. In diesen Augen- 
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blick springt einer der Zivilisten den Mann von hinten an und 
stöl.t iam cın bützendes Messer in den Rücken. Bziiallsgemurmel 
im Ki.:osaal. Ich aber sagte zu meinen Bekannten: „So einen 
Film Gürftet ihr nicht in Deutschland zeigen.“ 

Wie ungleich die Gewichte von Recht und Unrecht heute ver- 
© teilt sind, zeigt folgendes Beispiel: Eine deutsche halbmilitärische 
ı Stelle in Metz erfährt durch einen Spitzel, daß sie in der Nacht 
von Partisanen angegriffen werden soll. Die Leute machen ihre 
Dienststelle heimlich verleidigungsbereit; und als die Partisanen 
tatsächlich in der Nacht angreifen, werden sie blutig abgewiesen. 
Sie lassen einen Toten zurück. Die Angehörigen dieser deutschen 
Dienststelle, sofern sie ergriffen werden konnten, wurden nach 
Kriegsende von einem französischen Militärgericht angeklagt — 
wegen Mordes. 

Wenn Hochkommissar Francois-Poncect einmal angesichts von 
„Kriegsverbrecher“-Urteilen gesagt hat, daß die Deutschen die 
Verbitterung der Franzosen verstehen müßten, nach dem, was 
ihnen von den Deutschen zugefügt worden sei, dann muß er- 
widert werden, daß auch die Franzosen angesichts mancher Hand- 
lungen ihrer Wider- 
standsbewegung für 

manche deutsche 
Handlungsweise Ver- 
ständnis aufbringen 
müßten, 


 — 


Ich erinnere mich, 
daß das französische 
Resistance-Blatt 
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„France d’Abord“ ein- 


mal’ geschrieben hat, 
in vier Monaten — 
es war nach dem Fall 
von Stalingrad, als die 
f.anzösischee Wider- 
standsbewegung noch 
in den Kinderschuhen 
steckte — seien rund # 
4090 Deutsche von An- 
gehörigen der Wider- 
standsbewegung ge- # 
tötet ‘worden. Von # 
diesen Leuten, die fi 
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das taten, mußte der 
französische Haupt- 
ankläger in Nürn- 
berg, de Menthon, zu- 
geben: „Man konnte 
sie zum Tode ver- 
urteilen und erschie- 
Ben.“ Wer es aber 
tat, steht heute als 
„Kriegsverbrecher“ 
vor Gericht. 


Es sind von deut- 
|| scher Seite Ver- 
| brechen in Frank- 
| reich begangen wor- 
| den. Oradour war ein 
| solches. 


IFRANKR. 
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Aber was hätte ich jenem jungen ehemaligen SS-Mann sagen 
sollen, der in seiner Zelle zu mir sagte: „Ich schwore Ihnen, Herr 
Piarrer, ich habe den wahren Sachverhalt nicht gekannt. Und 
wenn ich ihn schon gekannt hätte, was hälte es mir geholfen, 
wenn ich mich gegen den Befehl aufgelehnt hätte. Mein Unter- 
sturmführer hätte mich auf der Stelle mit der Pistole übern 
Haufen geknallt.‘“ j 


Wenn gerichtet werden muß (und hier muß gerichtet werden), 
dann sollten die wirklich Verantwortlichen vor Gericht gestellt 
werden. Im Falle Oradour saßen aber mehr als 200 Männer der 
SS-Division „Das Reich“ hinter französischen Kerkergittern. Nur 
acht von ihnen sind heute noch unmittelbar angeklagt. Drei davon 
—- sie waren damals 18 Jahre alt — geben zu, in Oradour geschos- 
g sen zu haben. Zwei weitere, darunter ein Sanitäter, waren zwar 
f in Oradour, bestreiten aber, daß sie an dem Massaker teilgenom- 
{| men hätten. Zwei weitere leugnen. Ihnen konnte die Anklage 
bisher keine Schuld nachweisen. Einer von diesen beiden ist ein 
geistig zurückgebliebener Junge, der überhaupt niemals in Frank- 
reich gewesen ist. Alle übrigen büßten oder büßen noch kollektiv, 
1 weil sie nach Artikel 1 der „Lex Oradour“ und in Ausweitung 
des Artikels 2 der Verordnung von 1944 „Organismen systema- 
tischen Terrors“ angehört haben. Zu diesen „Organismen“ zählt 
die Waffen-SS. 
“ Das zweite Unrecht, neben der Kollektivhaftung auf Grund der 
| Zugehörigkeit zu einer bestimmten Organisation, ist nach meiner 
ı Ansicht die Verurteilung wegen Ausführung eines militärischen 
‚| Befehls. Militärische Befehle mußten zu allen Zeiten ausgeführt 
werden. In Frankreich habe ich das Kuriosum erlebt, daß im 
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selben Gefängnis deutsche Soldaten saßen, weil sie einen Befehl 
ihrer militärischen Führer ausgeführt und französische Soldaten 
und Gendarmen, weil sie einen solchen Befchl nicht ausgeführt 
hatten. Ich frage mich: Gibt es rechtlich und moralisch einen 
Unterschied etwa zwischen einem deutschen und einem 
zösischen Erschießungsbefehl? 


fran- 


Unter die Kategorie der kollektiv Angeklagten oder Bestrüaften 
fallen auch die sogenannten „Duldungsgefangenen“. Es sind dies 
Vorgesetzte, die das „Verbrechen“ eines Untergebenen als „Kom- 
plicen organisiert oder geduldet“ haben sollen. Dabei genügt es, 
wenn der Vorgesetzte nur in der weiteren Umgebung des Tat- 
ortes anwesend gewesen war, um ihn zu verurteilen. So ist der 
Oberleutnant Deter, der Kommandant eines Kriegsgefangenen- 
lagers war, zu lebenslänglicher Zwangsarbeit verurteilt worden, 
weil ein Untergebener von ihm, ein Unteroffizier, einen Marok- 
kaner auf der Flucht erschossen hatte. Deter wurde verurteilt, 
weil er die Tat des Urnteroffiziers „geduldet“ hatte. 


Ich stehe nicht an, zu fordern, daß alle, die in Frankreich kol- 
lektiv angeklagt oder 


verurteilt sind und 

KE R KE RN alle Ausführende 
eines Befehls sofort 
 freisclassen werden 
sollten. Nur in den 


Fällen, wo eine per- 
sönliche Verantwort- 
lichkeit vorliegt, sollte 
ein objektives, neutra- 
les Gericht, das natür- 
lich nicht allein aus 
Franzosen bestehen 
kann, ein gerechtes 
Urteil fällen. 


Wer, wie ich, ge- 
sehen hat, wie eine 
Nation, die sich eine 
christliche nennt und 
für sich beansprucht, 
die „erste Nation des 
Rechts“ zu sein (nach 
einer Proklamation 
) des Belehlshabers der 


VII. französischen 
SOWJ-UNION 


y4ılılı) 


(GESCHÄTZT) 


Armee, General 
Berard, bei der Be- 
setzung des linken 

Rheinufers), ihre 
Kriegsgefangenen*) 
hält und sie zu Ver- 
brechern stempelt, der 
muß für eine solche 
Nation Scham empfin- 
den. 


Ich habe einen 


JUGOSLAW. : „Kriegsverbrecher“ 
namens Dunker ge- 
GRIECHENL. kannt, der 42 Monate 


SPIEGEL 


lang in Ketten lag. 
Wenn er in seiner 
2,40 Meter mal 1,60 Meter großen Zelle hin und her schlurfte, 
schleiften die Ketten an seinen Füßen. Nur wenn er zum Spazier- 
gang in den Hof geführt wurde, wurde die Kette etwas ver- 
längert. Ein anderer wurde sogar in Ketien auf den Operations- 
tisch gelegt. Nach 42 Monaten Kettenhaft nahm man Dunker die 
Ketten ab. Das war, als man ihn, nachdem ihn ein Peleton er- 
schossen hatte, in die Erde legte. 


Es ist nicht so, daß nicht auch viele Franzosen ebenso Scham 
empfänden wie ich. Ich habe beispielsweise prachtvolle Wärter 
in den Gefängnissen kennengelernt, die den Gefangenen alle 
möglichen Erleichterungen verschafften und deswegen Gefahr 
liefen, von der Widerstandspresse angegriffen zu werden. In 
Metz traf ich eine Elsässerin, die aufopfernd für die deutschen 
Gefangenen im Metzer Stadtgefängnis in der Rue Combout 
sorgte. Aehnliche Beispiele gibt es viele. 


Die heute schon nicht mehr versteckte Ansicht vieler Franzosen 
gibt Jean Schlumberger im „Figaro“ wieder. Er sagt: „Am 
15. September 1948 ist ein Sondergesetz in unser Strafrecht ein- 
geführt worden, welches ein Hohn auf aile Prinzipien unseres 
Strafrechts ist.“ Gemeint ist die „Lex Oradour“. 

Nach mehrjähriger Tätigkeit als Seelsorger in französischen 
„Kriegsverbrecher“-Gefängnissen wurden Pater Brass und ich 
aus Frankreich ausgewiesen, weil angeblich unsere Mission als 
Seelsorger beendet war. 


*) Den „Kriegsverbrechern” in Frankreich ist offiziell der Gefangenen- 
status aberkannt. Dem widerspricht jedoch, daß sie, falls sie begnadigt 
und entlassen werden, ein Kriegsgefangenen-Entiassungslager ın der 
französischen Zone Deutschlands durchlaufen müssen. 


